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Die nächstenWahlen zum preußischen
Avgeordnetenhause.

Ein wackerer Mann hat uns neulichgerathen, wir

sollten uns um all den Lärm nicht befummerryder »nun
schon seit vielen Wochen in regierungssreundlrchen
Blättern und in dem Schriftwechsel der Regierungen
gemacht wird. Denn, sagte er, es kann ja doch kein
Mensch wissen, was dabei herauskommt, und ob nicht
doch am Ende Alles ohne weitere Folgen in die Luft
verpufft, wie die Schwärmer und Rateten bei einem

Lustfeuerwerk Mag der Graf Bismarck auch zehn
åNal verlangen, daß die deutschen Fürsten unserer preu-

ßischenRegierung das Kommando über die Kriegsmacht
von Mecklenburg und Hannover, von Sachsen und

Braunschweigund Hessen und von allen übrigenkleinen
Staaten, wenigstensim nördlichenDeutschland, über-

tragen sollen,'so werden sie das doch nun und nimmer-

mehr thun, so lange das deutscheVolk selbstsie nicht
dazu und noch zu etwas Mehrerem nöthigt. Und das

deutscheVolk außerhalbPreußens wird seine Fürsten
nicht dazu nöthigen,so lange Graf Bismarck seinen
Platz Nicht einem liberalen Ministerium einräumt,
das will sagen: einem Ministerium, welches mit der

preußischenVerfassung und mit den Rechten des preu-
ßischenVolkes in dem Sinne Ernst macht, wie wir

dieselbenverstehen Das allgemeine gleiche Wahlrecht
das;Jdie preußischeRegierung jetzt so bereitwillig an-

bietet, wird ihr auch keine Seele in Deutschlandgewin-
nen, so lange die jetzigeRegierungsweise in Preußen
sortdauert. Wer sollte auch etwas darauf geben, so
lange die angeblich konservativenVerehrerdes Minister-
Präsidetltellin Die Welt hineinrufen,daß man das neu-

geplante volksthümlicheWahlgesetznur »geschickthand-
haben-«dürfe, um mit Hülfe desselbenein Parlament

zu Stande zu bringen, wie man es wünscht Jeder

Deutsche denkt dabei natürlichan nichts Anderes als an

die Künste, Mit denen der jetzigeNapoleon das allge-
meine Stimmrecht zum OWerkzeugeines Regierungs-
systemsgemacht hat, das an Harte Alles übertrifft,was

wir in Deutschlandbis jetzt erlebt haben·

Wir glauben nicht, daß unser Freund uns mit

Recht ermahnt, daß wir um alle diese Dinge uns gar
nicht bekümmern sollen. Denn es sind Dinge, die
jeden von uns sehr nahe angehen. Wenn sie auch sicher-
lich nicht so ablaufen werden, wie der Graf Bismarck
oder unsere Konservativen es sich vorstellen, so müssen
doch auch wir nach unseren Kräften dafür sorgen, daß
sie nicht in anderer Weise zum Schlimmen, sondern
daß sie zum Guten für uns ausschlagen.

Dagegen hat unser Freund vollkommen Recht, wenn

er es als die Hauptsache bezeichnet,daß wir uns

recht ernstlich um die über kurz oder lang bevorstehen-
den Wahlen bekümmern.

Er sagt: »Die neuen Wahlen zum Abgeordneten-
hause können zwischen heute und dem Monat Oktober
alle Tage angeordnet werden. Das Einzige worauf
das preußischeVolk jetzt zu sinnen, und woran es mit
allen Kräften zu arbeiten hat, ist, daß es bei diesen
hochwichtigen Wahlen überall solche Männer
wählt, die der Reaktion den Daumen auf das
Auge -drücken.«

Wir müssen wohl bedenken, daß der Ausfall der
Wahlen dies Mal noch viel mehr entscheidenwird, als
bisher. Die bisherigenWahlen haben allerdings dem

preußischenVolke großenNutzen und noch größereEhre
gebracht Sie haben bewiesen, daß die preußischen
Manner treu und fest an ihrem Rechte und an dem

Rechte des Landes halten, und daß es unter ihnen nur

herzlichwenig Schwachköpfegiebt, die durch Drohungen
oder Versprechungensichverführenlassen,gegen ihre
Ueberzeugungund gegen ihr Gewissensur die zu stimmen,
die des Volkes Rechte nicht fördern wollen.

Doch für die nächstenWahlen steht noch ein viel

höhererPreis in Aussicht, aber — auch die schwerste
Niederlage für die Sache des Volkes und das schwerste
Unheil für das Land, wenn wir träge oder feig genug

sein könnten, um gerade jetzt den Gegnern den Wahl-
sieg in die Händezu spielen.

· »

Die Sache steht nämlichso: die Ministersind end-

lich durch die Art und Weise, wie sie seit vier Jahren
das Land regieren, in die allerschlimmsteVerlegenheit



gerathen." Sie können auf ihren bisherigenWegennicht
mehr vorwärts kommen, weder in der inneren Verwal-

tung und noch weniger in-ihrer auswärtigenPolitik.
Wollen sie auf ihrem Platz sichbehaupten,so brauchen
sie Geld, sehr viel Geld. Sie müssenalso nothwendig
ein

Abgeordnetenhaushaben, das ihnen neue Anleihen
auf unsere Ko ten und»dazu noch neue Steuern

bewilligt. Das wäre zugleichein Abgeordnetenhaus,das

alle Rechte des Landes, an denen unsere jetzigenAbge-
ordneten ehrlich und tapfer festgehaltenhaben, gerade so
auffassen würde, wie es den jetzigen Ministern gefiele.
Ein solches Abgeordnetenhauswürde vielleicht auf jede
nützlicheund nothwendigeVerbesserung der Gesetzever-

zichten, es würde die alte Kreisordnung nebst der guts-
herrlichen Polizei auf das Sorgfältigsteerhalten wollen,
vielleichtauch unsere Landstraßenund Kanäle und unsere
Schulen immer mehr verfallen lassen. Ein solches
Abgeordnetenhauswürde wahrscheinlichbei allen frucht-
bringendenAusgaben sparsam sein wie ein Geizhals, bei
den Ausgaben für Militär und Polizei aber freigebig
wie ein Verschwender.

Solch ein Abgeordnetenhaus würden wir sicherlich
bekommen, wenn wir die Hände in den Schooß legen
wollten, statt mit rastlosem Eifer, statt mit doppelter und

dreifacher Thätigkeitfür die bevorstehendenWahlen zu
wirken. Thun wir dagegen unsere Schuldigkeit, dann
ist uns der Sieg bei den Wahlen gewißund mit dem

Siege auch der Preis des Sieges.
Das scheint nämlich gewiß, daß bei uns in Preußen

ein Systemivechseleintreten wird, wenn die Wahlen nun

auch zum vierten Male so ausfallen, wie sie seit dem

Jahre 1861 immer ausgefallensind. Wenn dann nicht
Dinge geschehen, die wir als rechtschaffeneLeute für

unmöglichhalten müssen,ehe sie nicht wirin ch geschehen
sind, so wird dann an die Stelle des jetzigenMinisteriums
ein freisinniges Ministerium eintreten. Ein solches
Ministerium wird nothwendig die Verfassung und die

Gesetzedes Landes so handhaben, wie sie nach unserem
Verständniß schlechterdingsgehandhabt werden müssen.
Damit wird es endlich den Frieden im Lande wiederher-
stellen. Und wenn dann die Feinde Preußens und

unseres deutschen Vaterlandes, mögen es die Franzosen
oder die Russen oder die Oesterreicher sein, dennoch
unser gutes Recht antasten sollten, dann haben sie es

nicht mit uns Preußen allein, dann haben sie es mit

dem ganzen großendeutschen Volke zu thun. Es wird

ihnen dann heimgeleuchtetwerden, wie vor mehr als

fünfzig Jahren das freisinnige und durch Eintracht
zwischenVolk und Regierung wieder stark gewordene
Preußen dein Oheim des jetzigen»KaisersNapoleon,
trotz seines Bündnisses mit den Königen von Baiern,
von Würtemberg von Sachsen und den anderen Rhein-
bundsfürsten,schon einmal heimgeleuchtethat.

Darum hat unser Freund ganz recht, wenn erspuns
ermahnt, daß wir unsere ganze Kraft und allen unseren
Eifer schon jetzt auf die Vorbereitungen zu den

Mahlen, und, wenn die Zeit da ist, auf die Wahlen
selbst verwenden sollen.

Politische Mondenschein
Preußen. Die Erwartung, ob uns die nächsteZukunft

Krieg oder Frieden bringen wird, nimmt noch immer vor-

wiegend die Aufmerksamkeit in Anspruch. Wir haben in
unserer letzten Wochenschaumitgetheilt, daß sich Oesterreich
und Preußen vereinbart hätten, ihre Rüstungen zurückzu-
nehmen, und daß somit augenblicklichein Ruhepunkt einge-
treten sei. Das hat jedochnicht lange gedauert. Oesterreich
gab an, von Jtalien im Süden bedroht zu sein, und begann
in Venetien so bedeutende Rüstungen,daß die preußische
Regierung bei der Leichtigkeit,mit welcherjetzt die Kommunika-
tionsmittel den Transport großerTruppenmassen auf weite
Strecken gestatten, die Ansicht aussprach, sie könne demgegen.
über ihre Rüstungennicht einstellen, und man spricht sogar
davon, daß dieselben in den nächstenTagen eine sehr bedeu-
tende Ausdehnung erfahren sollen.
«Außervon Oesterreich hat Preußen auch von Sachsen

aus ganz entschiedeneWeise die Zurücknahmeder Rüstungen
verlangt, doch soll das sächsischeMinisterium nur ausweichend

geantwortethaben, so daß man in ofsiziösenKreisen sogar
chon von· Zwangsmitteln egen Sachsen spricht.

Nach den neuesten Nachrichtenhat Oesterreich jetzt endlich
Vorschlägezur Lösung der schleswig-yolsteinischenFrage
emacht, welche jedoch bei weitem nicht an die Februar-

kgforderunen Preußens heranreichen, und deßhalbauch von

dem diesseitigenKabinet abgelehnt sein sollen.
Was die deutsche Bundesreformfrage anbelangt,

so hat der Bundestag in Frankfurt einen Ausschußgewählt,
welcher den preußischenAntrag aus Einberufung eines

deutschen Parlamentes berathen soll. Natürlich wollten die
übrigen Bundesrnit lieder vor allem wissen, welcheVorschläe
Preußen zu einer undesreforin machen will; auf die desfaä
sige Anfrage hat Preußen mit einem Zirkular geantwortet,
in welchemhervorgehobenwird, daß der VundesiAusfchußin
Frankfurt allein zu dem Zwecke gewähltsei, um über den
preußischenAntrag wegen Berufung einer deutschen Vertre-
tung einen Beschlußam Bunde vorzubereiten. Mit der Ab-

lehnung dieser Kardinalfrage wäre der preußischeReformans
trag überhauptverworfen; denn eine Verständigungder

Regierungen über die ReformanträgePreußens, bevor die

Berufung der Vertretung beschlossensei, wäre nach den

bisherigen Erfahrungen doch wohl nicht zu erwarten.

Daß zugleich die allgemeinenUmrisse und die Richtung des

preußischen·Projekts den Regierungen mitgetheilt werden,
sei dabei nicht ausgeschlossen, und wird Preußen auch in
den Ausschußsitzungendie Gebiete des Staatslebens be-

zeichnen können, auf welche sich feine Vorschlägeerstrecken
werden,

. Wir glauben nicht, daß die übrigen Staaten sich bei

dieser Antwort beruhigen werden, sie verlangen kme bestimmte
Vorlage, ehe sie sich in weitere Berathutlgen eIkIchsseU-und

so scheint die deutscheFrage wieder ipöStvfken gerathen zu
sein. Mittlerweile bringen auswärtlge Vlattek den angeb-
lichen Text des preußischen Bundesreformentwurfs.
Wenn wir auch an der Richtigkeit

der Mittheilungsehr große
Zweifel hegen, so lassen wir te dochhier folgen:
»

I) Ein Parlament soll auf Grundlage des allgemeinen
Stimmrechtes, aber mit Beschränkungder Wählbarkeit der

Abgeordneten, ebildeftWeldekl5
2) Eine Lxekutivgewalt soll gebildet werden, worin

Oesterreich,Preußenund Baiern allein ein prapondekikeudek
Einfluß zustande;

3) Deutschland soll in drei Krie sgruppen getheilt werden-
die von Oesterreich,Preußen und aiern gebildet werden;

4) Preußen und Baiern werden den Oberbefehl über die



Streitkräfte der Staaten erhalten, welche die zwei letzteren
Gruppen bilden; Preußen wird zugleichden Oberbefehl über
die unverzüglichzu bildende Bundesflotte erhalten; ,

5) Der Bund hört auf, Oesterreichs Besitzungenzu

garantiren, vorbehaltlich eines darüber zu treffenden weiteren

Einvernehmens ;
»

6) Dem Parlamente steht die Votirung des Kontingentes,
der Subsidien für Heer und Flotte, und der auf den ganzen
Bund anwendbaren Gesetzezu;

« « « »

7) Endlich wird die diplomatische Leitung ausschließlich
Preußen zugestanden, ,,welchesjedoch den

·

verschiedenen
Staaten die Berechtigung ließe, ihre respektiven Konsuln
zu ernennen«.« , » » » · '

Augenblicklichweilt der ehemaligebadischeMinister,Herr
v. Roggenbach in Berlin, wo er vielfachmit dein Grafen
Bismarck verkehrt. Herr v. Roggenbach.ist in der deutschen
Frage gewissermaßenein Anhängerder BismarckschenPlane,
und wird ihm daher wohl bei der Durchfuhrungderselben eine

hervorragendeStellung zugedachtsein«Da Herr v. Roggenbach
sonst der liberalen Partei angehort, fo hat man von einigen
Seiten an seine Anwesenheit die Hoffnung auf eine-schnelle
Wendung in unserer inneren Politik geknüpft,doch beruhen
alle darüber umlaufenden Gerüchte nur auf Vermuthungen,
ohne daß eines derselben auch nur die geringste Wahrschein-
lichkeit für sich hätte.

»

» Bekanntlich finden sich im» Schooße der preußischen
Liberalen auch Personen, welche die Ansichten des Herrn von

Roggenbach theilen, und meinen, man könne des Grafen
Bismarck auswärtige Politik unterstützen,und dabei gleich-
zeitig sein entschiedenerGegner in allen inneren Fragen sein.
Unsere Leser wissen, daß wir von der auswärtigenPolitik
des Grafen Bismarck kein Heil für Preußenerwarten, und

sie deßhalb nicht unterstützen,aber wir wollen doch darauf
aufmerksam machen, daß, während die Annexionsparole,
welcher man im Fortschrittslager so häufig begegnet, Herrn
v, Bisinarck mächtig in seinem Vorgehen gegen Oesterreich
und den deutschen Bund bestärkt, also wesentlich zu dem

preußisch-österreichischenKonflikte beigetragenhaben dürfte,
fie auch den innern Konflikt hinausziehenzu helfen droht,
da doch mindestens fv viel feststeht, daß die innere und

äußere Politik des Herrn Ministerprasidentenein
ungetrenntes und untrennbrires Ganze ist, welches, in

einem Theile unterstützt,dUTchnggiggefördertwird. Graf
v. Vismarck ist derselbe im preußischen Abgeord-
netenhause, wie vor dem deutschen Bunde und
im Allglllndc, Und es Vektäshgroße Kurzsichtfgkeit,
zwischenZweien wählen und dem Einen als Verdienst anrech-
nen zu wollen, was man dem Andern als Schuld vorwirft.

Mit der Gesundheit des Grafen Bisniarck geht es jetzt
wieder bedeutend besser, dochwollen seine Freunde bemerkt

haben, daß er währendiemek letzten Krankheitbedeutend
gealtert hat. . ,

Baden. Jn der ersten Kammer hat die klerikalePartei
einen höchstkomischenAngriff gegen den Minister Laniey
gemacht, welchen sie des Verfassungsbruchesanklagen wollte.
Die Sache hat weiter keinen Er olg gehabt, als·daßviele
TausendBürger von Karlsruhe dein verehrtenMinistereinen

PänzendenFackelzug gebracht haben und daß Ihm von allen

Seiten Aiierkennungsadressenzugehen. »

· Oesterreich. Der Kaiserstaat bereitet sichfoekxbdtgUf
dli.Y;,Ki·)«»glichkeiteines großenKrieges vor. Er betreibt seine
IliilitarischenRüstungenmit großemEifer und suchtauch auf
alle ZnöglicheWeise sich Geldmittel zu verschaffen.— Die

AFSthMMgmit Ungarn ist in den letzten Wochen nicht vor-

waris gekommen,

Italien. Jn Folge der Rüstungen, welcheOesterreich
in Venetien vorgenommen hat, hat ·etzt auch das Königreich
Italien angefangen, sich ernstlichaufeinen Krieg vorzuberei-
ten. Die Kammer hat der Regierung zu diesem Zwecke die

nöthigenGeldniittel zur Verfügunggestellt. Das Ministerium
kann dabei mit Sicherheit auf die Unterstützungaller Par-
teien im Lande rechnen, wenigstens bestätigendie Nachrichten
aus allen Provinzen des Landes, daß der Aufruf zu den

Waffen sowohl von der Bevölkerung wie von der Armee
mit Be eisterung aufgenommen ist. Jn Neapel haben große
Demon trationen zu Gunsten der Rüstungen stattgefunden

England Die RefvrmbilL welche ungefähr200,000
Menschen das Wahlrecht Gebt-ist vorn Parlament in zweiter
Lesung angenommen worden.

Auswanderiing auf Vorschuß.
Wir haben schon früher auf die Gea ren in e

’

in welche sich deutsche Auswanderer begefbehmwlikniiifielesseilch
ziiui willenlosen Werkzeugder amerikanischenAnsivanderunqs-
agenturen machen. Trotzdem glauben wir, daß eine solche
Warnung nicht oft genug wiederholt werden kann, da leider
die Agenten jener Kompagnie noch inimer zahlreicheOpfer
finden. Wir bringen daher nachfolgenden Artikel, welchen
das neueste Amtsblatt enthält, zur Kenntniß unserer Leser:

Seit einiger Zeit werben die Nordamerikaner»-..Arbeiter
sowohl für den Betrieb der Industrie in den Nord-Staaten,
als auch zum Betrieb der Plantagenwirthfchaftin den Süd-
Staaten. Diese Verschleppung und brutale Ausnutzung
deutscher Auswanderer, die durch das nordamerikanischeGe-
setz vom 4. Juli 1864 begünstigtwird, zu verhindern, fordert
die Huniaiiität,gebietet die Ehre der Nation. Eine Gesell-
schaft mit einein Aktien-Kapital von 1,000,000 Dollars, die
American Emi rant Company, will dieuordameris
kanischen Jndustrielänmit Lohn-Arbeitern versorgen. Die-
jenigen, welche Arbeiter bedürfen, werden aufgefordert, sich
an die genannte Gesellschaft zu wenden. Die Kosten für
den Jmport der Arbeiter und ihren Transport bis an Ort
und Stelle bezahlt zunächstder Arbeitgeber,indesseniniissen
sich die Auswandererbei ihrer Einschiffungvtrpflichtem diese
Su»inin-e,die ihnen als Vorschußangerechnet wird, bei ihrem
zukünftigenBrodherrn in Tagelohn abzuarbeiten. Auf diese
Weisegedenkt die American Emjgrant Company dem
Arbeitermangelin einigen Gegenden der VereinigtenStaaten
abzuhelfen,in letzter Instanz aber darauf hinzuwirken, daß
die amerikanische Industrie in die günstige Lage versetzt
werde, den inländischenBedarf zu decken, so, daß dadurch
schljeßlichalle»europäischenFabrikate von den ainerikanischen
Markten verdrangtwerden. Abgesehendavon, daßdiese Bestre-
bungen die Interessender Länder,welcheExportartikel erzeugen,
einpsindlichverletzen, rufen sie auch bei allen denen, welche
die Geschichteder Kolonifation kennen, die ernste Befürchtung
hervor,das Wohl des geworbenen Auswanderers werde durch
dIele Abmachiingengefährdet. Bei nnzureichenderKenntniß
der geographischenVerhältnissekann derselbe auf diese Weise
nach Gegenden versetzt werden, wo er seineKräfte und Fähig-
keiten verhältnißmäßignur niedrig zu veriverthen vermag,
bei alledem aber noch gezwungenist, die bedeutenden Spesen
für eine weite Reise se bst zu tragen. Gesellschaften, welche
unter ähnlichenBedingungenden Plantagenbesißeriieuropäische
Arbeiter liefern, haben sichkürzlichauch in den mittleren und

südlichenStaaten»der nordainerikanischen Union gebildet:
»die Agentur fur weiße Arbeit-« in Mentgomery im

Staate Alabama, die Agentur von Knox nnd Siiiith in

Alexandria im Staate Vir inien u. a. m. Das Loos der-

jenigen, welchesichverbindlichmachen, den Reisekostenvorschuß



auf den Plantagen der heißenLänder der VereinigtenStaa-
ten abzuarbeiten, ist höchstbeklagenöwer1h-·Unsere nnknn-

dlgen und uiittellosen Arbeitersamilien werden in

diesem Falle in vieler Begehungmorhschlechter-,als
die Sklaven behandelt. »

aß diese Befürchtung sehr
begründetist, geht am deutlichstendaraus hervor, daß selbst
die nordainerikanische Regierung,der doch an der Erlangung
von Arbeitskräften fiir diejenigen Gebiete, welche an

Bevölkerungsmangelleiden,sehr viel gelegen sein muß, amt-

lich Und tviedethlt Vor Elngehungderartiger Verträgegewarnt
hat« Dringeude Pflicht ist er daher auch diesseits, Aus-
wanderungslustige und solche, die der Verjährung zur
Auswauderuiig ausgesetzt sind, zu bestimmen, aus solche
Bedingungen hin nun und nimmermehr nach den Ver-

einigteu Staaten auszuwandern.
Der Patriotismus der sogenannten

Konservativen.
Fast jeden Tag begegnen wir in den Zeitungen, welche

die sogenannten konservativen Interessen vertheidigen, Arti-

keln, die der gesammten liberalen Partei Mangel un Patria-
tisiuus vorwerfen, weil sie nicht in das Kriegsgeschreiein-

stimint,«sondeinverständigerweisefragt: Was will man mit
dem Kriege erreichen, und liegen die Dinge so, daß ein

Krieg mit Aussicht auf Erfolg unternommen werden kann?
Das soll aber nach Ansicht jener Herrn nicht gefragt werden,
man soll einfach schreien: Krieg! Krieg! Krieg! um als

guter Putriot zu gelten. Daß das preußischeVolk eine

so großepolitische Reife erreicht hat, daß es dies nicht thut,
daß es wissen will, wofür es sein Blut verspritzen soll und

daß es auch wissen will, ob es damit wirklich etwas erreicht,
das muß jeden Volksfreund mit großerGenugihuungerfüllen,
und man sollte solche Kundgebungen des politischen Ver-

ständnissesund des regen Interesses zu befördernsuchen,und
wenn diese Kundgrbungen nicht in dein Sinne erfolgen, wie
man sie wünscht, durch Gründe eine andere Meinung zu er-

zeugen suchen. Dem ist leider nicht so; die Herren, welche
die Kundgebungen des Volkes verdammen, haben diesen
Kundgebungennur das Eine entgegenzusetzem Wir sind gute
Patrioten, und wer nicht unsrer Ansicht ist, der zeigt einen

bedauerlicheii Mangel an Patriotismus.
Wir brauchen unsern Lesern wohl nicht auseinanderzuis

setzen, daß dein nicht so ist, aber wir wollen doch einmal
sehen, wie der Patriotismus beschaffen ist, den jene Herren
für sich allein in Anspruch nehmen.

Wir nennen Patriotisiuus das Gefühl,welches uns dazu
treibt, bei jeder öffentlichenHandlung, bei jedem öffentlichen
Auftreten die Frage, ob dieses Thun uns selbst zum Vor-

theil oder Nachtheil gereichenkönne, hintenan zu setzen, und

zuerst zu fragen: Gereicht mein Thuii meinem Vaterlande

zum Nutzen? Dies muß natürlich auch geschehen,wenn man

sich über die Frage entscheidenwill, ob man in das Kriegs-
geschreimit einstimiiieii soll oder ob man seine Stimme er-

heben soll, um zum Frieden zu mahnen. Thun das nun

jene, welche nach Krieg schreien? Wir glauben diese Frage
mit Nein beantworten zu müssen, denn wenn sie es thun,
so müssensie sich doch uerst fragen: Jst Preußenmächtig
genug, um die deutsche Frage zu lösen?

»

Das ist leicht mit Ja beantwortet, aber dieses Ja ist
schwerzu begründen. Schon einmal hat Preußen vor siebzehn
Jahren versucht, die deutsche Frage zu lösen, nämlich im

Jahre 1849, nachdem die Kaiserkrone,welche die Erwählten
des Volkes dein Könige von Preußen eingetragen hatten,

zurückgewiesenwar. Wie lagen die Verhältnise damals-s
Preußen hatte seinevTruppenin Baden, in achsen und
in SchleswigiHolstein stehen, dieselben hatten dort gesiegt
und waren so zu sagen, die alleinigen Herren jener Länder.
Oesterreich,welches Einspruch erheben konnte gegen die Eini-

ung Deutschlands unter Pkeklßemwar gebrochen und er-

fchöpftdurch einen verzweislungsvollen Kampf um die

Existenz des Kaisersiaates. Man wird uns zugestehen,
daß diese Lage der Dinge eine für Preußenungewöhnlich
günstige war, und dennoch gelang dem preußischenMini-
sterium das begonnene Werk nicht, und zwar gelang es nicht,
weil, wie wir hier gleich bemerken wollen, es nicht eins war
mit dem Volk, weil es einer Richtunghuldigte, welchenicht iin

Einklang stand mit der Entwickelungdes preußischenStaates.
Steht nun heute die Sache günstiger? Wir möchtenden

sehen, der dies behaupten will. Die preußischenTruppen
stehen nicht in verschiedenenLändern Deutschlands als sieg-
reiche Herren und Oesterreich ist heute ohne Zweifel stärker
und mächtiger als damals und hat außerdem,um seinem
Widerstandgegen Preußen einen sicheren Halt zu geben,
durch die Politik unserer Regierung eine feste Position in

Norddeutschlanderhalten, welche es, wie wir schon erfahren
haben, trefflichzu benutzen weiß.

· ·

So stehen also die Dinge heut schlechterals vor siebzehn
Jahren, und was berechtigt nun jene Herren, welche aus

angeblichemPatriotismus nach Kriegschreien, dazu, auf einen

günstigei«enAusgang zu hoffen? Lst die Lage vielleichtheute
dadurch günstiger,daß die jetzigepreußischeRegierung eine

besondere Kraft aus dem Volke schöpft,mit dem sie sich eins

weiß, und wandelt sie eine Bahn, welche dem ganzen Ent-
wickelungsgangeder preußischen Monarchie entspricht? Trägt
sie die Fahne der religiösen und bürgerlichen Freiheit dein
deutschenVolke voran?

Man beantworte uns diese Fragen mit einem offenen
und ehrlichen Jn, und wir wollen glauben, das- es

patriotisrh ist, sur einen Krieg zu schwärmen,den die

Jetzige Regierung zu Gunsten einer deutschen Bundes-

reform unternimmt.
«

Und wenn der Krieg so glücklichgeführtwird, wie nur

immer möglich,was doch nur denkbar ist, wenn Frankreich
zu uns steht oder wenigstens neutral bleibt, werden wir die

Früchte des Sieges dann genießenkönnen? Werden wir nicht
voraussichtlichnacheinem glücklichgegenOesterreich geführten
Kriege zu Frankreichin eine ähnliche age wie jetzt zu Oesterreich
kommen?Soll Frankreichdann von uns die Rheinprovinz ganz

·

oder theilweiseverlangen, wie jetztOesteireichein Stück Schle-
siens von uns verlangt? Welche Vortheile können wir aber

überhaupt Frankreichbieten, wenn wir daran denken, unseren
etwaigen Sieg gegen Oesterreich ausbeuten zu wollen?

Daß Preußen für irgend eine neue Gestaltung in

Deutschland, selbst wenn sie ihm einen großenMachtzuwachs
bringt, daran denken könnte,deutsches Gebiet an Frankreich
abzutreten, halten wir für eine Verleumdung, und zwar
ebenso sehr für eine Verleumdung gegen den Verstand unserer
Regierung als gegen ihren deutschenPatriotismus. Die Nation

würde einen solchen Handel nie vergeben und die Dynastie
würde dadurch einen unberechenbarenSchaden erleiden. Wir

sehen also keinen guten Erfolg von solchemKriege voraus.

Was aber sollenwir nun von dem Patriotismus derer denken,
welchetrotzdemdenKriegverlangen? Wir denken,die Ant-
wort hieran ist leicht, und sie zeigt, daß diejenigen,welche
jetzt von einem Krieg abrathen, wahrlich nicht des Mangels
an Patriotismus geziehenwerden können.
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